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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 2 KN 2/08 U B 
 
L 2 KN 269/06 U (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 23 (24) KN 9/04 U (SG Dortmund) 
 
 
 
 
…………………………………., 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   …………………………………., 

 
 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Bergbau-Berufsgenossenschaft, 
Hunscheidtstraße 18, 44789 Bochum, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 14. August 2008 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r   sowie die Richter   Dr.  B e c k e r 

und   M u t s c h l e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 11. Oktober 2007 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des Landessozialgerichts (LSG) ist als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 

des Sozialgerichtsgesetzes <SGG>). Der Kläger hat zur Begründung seiner Beschwerde 

keinen der in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zulassungsgründe (grundsätzliche 

Bedeutung, Abweichung oder Verfahrensmangel) gemäß § 160a Abs 2 Satz 3 SGG schlüssig 

dargelegt oder bezeichnet. 

 

Der Kläger stützt seine Beschwerde auf den Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung 

der Rechtssache nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG. Die Darlegung der grundsätzlichen Bedeutung 

der Rechtssache erfordert die Formulierung einer bestimmten abstrakten Rechtsfrage, der in 

dem Rechtsstreit eine grundsätzliche, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung bei-

gemessen wird (BSG SozR 1500 § 160a Nr 11). Eine grundsätzliche Bedeutung der Rechts-

sache ist gegeben, wenn zu erwarten ist, dass die Revisionsentscheidung die Rechtseinheit in 

ihrem Bestand erhalten oder die Weiterentwicklung des Rechts fördern wird. Daher ist aufzu-

zeigen, ob und inwieweit zu der aufgeworfenen Frage bereits Rechtsgrundsätze heraus-

gearbeitet sind und in welchem Rahmen noch weitere Ausgestaltung, Erweiterung oder 

Änderung derselben durch das Revisionsgericht zur Entscheidung des vorliegenden Rechts-

streits erforderlich erscheint (vgl Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Ver-

fahrens, 5. Aufl 2008, IX, RdNr 65 und 66).  

 

Diesen Anforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. Der Kläger hat die Frage 

formuliert, "ob die bestehende Stichtagsregelung des § 6 Abs II BKVO mit der Verfassung, hier 

Art 3 GG, vereinbar ist". Er hat sich jedoch nicht mit der zu dieser Frage schon bestehenden 

Rechtsprechung des BSG und des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) näher auseinander 

gesetzt und aufgezeigt, inwieweit diese einer Weiterentwicklung bedarf. Er führt zwar das Urteil 

des BSG vom 13.6.2006 - B 8 KN 3/05 U R - sowie den Beschuss des BVerfG vom 30.3.2007 

- 1 BvR 3144/06 - SozR 4-2700 § 9 Nr 10, in dem die Verfassungsbeschwerde gegen dieses 

Urteil des BSG zurückgewiesen wurde, an, legt aber nicht dar, wieso sich aus diesen Ent-

scheidungen keine Antwort auf die von ihm formulierte Frage ergibt (vgl insbesondere BVerfG, 

aaO, RdNr 18 f). Er meint nur, diese Entscheidungen "passten nicht" auf seinen Rechtsstreit. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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